Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3099 (neu) 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße), Kiep, 
Baron von Wränget, Bremer, Dr. Marx (Kaisers- 
lautern), Dr. Stark (Nürtingen), Dr. Hütete, 

Dr. Wörner und Genossen 


betr. Weiterentwicklung des föderativen Systems 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Grundgesetz 
nach Verabschiedung der Finanzreform den Anforderungen ge- 
nügt, die in unserer Zeit an einen demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat in einem sich zusammenschließenden Kontinent ge- 
stellt werden müssen? 

Insbesondere: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

1. sich die Verteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten zwi- 
schen Bund und Ländern bewährt hat, 

2. auch in Zukunft festgehalten werden sollte an 

a) einer Aufzählung der Gesetzgebungszuständigkeiten des 
Bundes, wie sie in den Artikeln 73 bis 75 des Grundge- 
setzes enthalten ist, 

b) der Unterscheidung zwischen zustimmungsbedürftigen 
und nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen, 

3. sich die Verteilung der Verwaltungszuständigkeiten zwi- 
schen Bund und Ländern bewährt hat, 

4. ihre Befugnisse ausreichen, um eine gleichmäßige Anwen- 
dung des Bundesrechts in den Ländern zu gewährleisten, 

5. sich die Verteilung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 
Rechtsprechung zwischen Bund und Ländern bewährt hat, 

6. der Bund auch in Zukunft auf jegliche Kompetenz auf dem 
Gebiet des Gemeinderechts verzichten kann, 
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7. die Zuständigkeit des Bundes ausreicht, die Erfüllung der 
durch den Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
übernommenen Verpflichtungen zu gewährleisten? 
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Begründung 

Der Bundeskanzler hat in seinem Bericht über die Lage der 
Nation im geteilten Deutschland vom 11. März 1968 gesagt: 
„unerläßlich und dringlich ist die Notwendigkeit, dieses föde- 
rative System in einer Weise weiterzuentwickeln, daß einen 
nivellierenden Zentralismus verhindert, aber ein Höchstmaß 
kooperativen Wirkens der bundesstaatlichen Kräfte garantiert. 
Wir sind im vergangenen Jahre auf diesem Wege ein gutes 
Stück vorwärtsgekommen, der Föderalismus steht, darüber soll 
sich niemand täuschen, vor einer großen Bewährungsprobe". 
Die bei unserer Verfassung unvermeidliche Vielzahl der Behör- 
den und Zuständigkeiten, die daraus resultierende Zersplitte- 
rung der Staatsgewalt und die Schwerfälligkeit des Staatsappa- 
rates, sind gerade in der letzen Zeit häufig kritisiert worden. 
Fragen der Ferienordnung, der Beginn des Schuljahres, die 
Konkordatsfrage, die Spracherziehung oder die Hochschulver- 
fassung bewegen unser Volk, aber nicht die Bundesorgane, die 
nach dem Grundgesetz nicht zuständig sind. Das gleiche gilt für 
Fragen der Raumordnung, Industrieansiedlung, Reinhaltung 
der Luft und der Gewässer, der Verbrechensbekämpfung u. a. m. 
In dieser Lage entsteht der Eindruck, als lebe der Bund außer- 
halb der Wirklichkeit unseres Volkes. Daraus kann sich die Ge- 
fahr entwickeln, daß unsere Bürger diesen Staat nicht mehr als 
den ihren ansehen und sich von unserer Grundordnung über- 
haupt abwenden. Mit Recht hat der Bundeskanzler gesagt: 
„Wir alle müssen wissen, daß, wenn wir auf irgendeinem Ge- 
biet versagen, die Geschichte niemandem die Entschuldigung 
abnehmen wird, ihm habe die Kompetenz gefehlt." Deshalb 
wird die Bundesregierung aufgefordert, ihre Ansichten zu der 
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern 
darzulegen. 

Auf dem Gebiet der Gesetzgebung stellt sich dabei die Frage, 
ob die aufgetretenen Schwierigkeiten überhaupt dadurch gelöst 
werden können, daß die Zahl der Einzelzuständigkeiten des 
Bundes erhöht wird, oder ob es nicht erforderlich ist, ein neues 
Abgrenzungsverfahren einzuführen. Auch die Abgrenzung 
zwischen zustimmungsbedürftigen und nichtzustimmungsbe- 
dürftigen Gesetzen hat in der Vergangenheit zu Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Bundesregierung, Bundestag und Bun- 
desrat geführt. Der gegenwärtig ungeklärte Zustand wird aber 
von allen Beteiligten einer Klärung der Sache vorgezogen, weil 
diese das Grundgesetz nur noch weniger flexibel machen würde. 

Die Frage müßte geprüft werden, ob nicht eine Erweiterung der 
Bundeszuständigkeiten durch eine gleichberechtige Beteiligung 
des Bundesrates an allen Gesetzgebungsmaßnahmen eine den 
Bedürfnissen unserer Zeit entsprechende Form der Mitwirkung 
der Länder bei der Gesetzgebung darstellen würde. 


Auf dem Gebiet der Verwaltung ist zu prüfen, ob an dem 
Grundgesetz festgehalten werden kann, daß die Länder die 
Bundesgesetze als eigene Angelegenheit ausführen. Die Aus- 
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führung der Bundesgesetze durch die Länder im Aufträge des 
Bundes, wie sie in Artikel 85 des Grundgesetzes geregelt ist, 
gibt dem Bunde jedoch einen gewissen Einfluß auf den Behör- 
denapparat, der die Gesetze ausführen soll. Die Durchführung 
der Bundesgesetze durch die Länder würde weniger Kritik 
finden, wenn Einrichtung und Verwaltungsverfahren der zu- 
ständigen Landesbehörden weniger unterschiedlich wären als 
dies heute der Fall ist. 

Es muß auch geprüft werden, ob die Bundesregierung ihre Auf- 
sicht darüber, daß die Länder die Bundesgesetze dem geltenden 
Recht gemäß ausführen, im notwendigen Umfange ausgeübt 
hat, und ob das Verfahren zur Beseitigung von Mängeln bei der 
Ausführung von Bundesgesetzen zweckmäßig ist. 

Schließlich ist zu prüfen, ob sich der Bund auch in Zukunft an 
den Fragen der Gemeindeverfassung und Gemeindeverwaltung 
so desinteressieren kann, wie er dies bisher getan hat. Hier 
ist zu prüfen, ob der Bund nicht eine gewisse Kompetenz auf 
dem Gebiete des Gemeinderechts erhalten sollte. Hierbei 
brauchte der Bund durchaus nicht an die Stelle des Landes- 
gesetzgebers zu treten; die Kompetenz zum Erlaß von Rah- 
menvorschriften oder Richtlinien bzw. zur Abgabe von Empfeh- 
lungen oder Stellungnahmen zu gewissen Fragen des Gemein- 
derechts würde vielleicht genügen. 

Auch auf dem Gebiet der Justiz ist zu prüfen, ob die Gleich- 
mäßigkeit der Rechtsanwendung es nicht erfordert, daß der 
Bund z. B. auf dem Gebiete der beruflichen Fortbildung der 
bereits im Beruf stehenden Juristen, auch soweit sie Landes- 
bedienstete sind, zum mindesten eine anregende und beispiel- 
gebende Tätigkeit entfalten müßte. 

Schließlich muß die Bundesregierung prüfen, ob sie die erforder- 
lichen Kompetenzen besitzt, um eine gemeinsame Wirtschafts- 
politik im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
führen zu können. Die Teilung der staatlichen Gewalt in der 
Bundesrepublik zwischen Bund und Ländern darf nicht zu unzu- 
mutbaren Schwierigkeiten oder Verzögerungen von Maßnah- 
men führen, die im Interesse einer schrittweisen Verschmelzung 
der europäischen Volkswirtschaft erforderlich sind. Sollte sich 
herausstellen, daß die gegenwärtige Verfassungslage solche 
Schwierigkeiten bereitet, dann läge es im deutschen Interesse, 
diese Schwierigkeiten zu vermindern oder zu beseitigen, um 
die volle Handlungsfähigkeit unserer Vertreter in den euro- 
päischen Gemeinschaften zu gewährleisten. 

Schließlich sollte die Bundesregierung darüber Aufschluß geben, 
ob das Grundgesetz nach Verabschiedung der anstehenden 
Reformwerke dem Auftrag der Zukunft gerecht zu werden ver- 
mag oder ob weitere Reformen notwendig sind und wenn ja, 
welche. Dieser Aufgabe sollte sie sich selbst dann unterziehen, 
wenn zusätzliche Reformen in der gegenwärtigen Legislatur- 
periode weder verabschiedet noch im einzelnen konzipiert 
werden können. 
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